
Sehr geefute Damen und Herren,

bestehende Frcistellungsaufträge ohne steuerliöe ldentitikatiasnummer (ldNr)

verlieren ab 01.01.2016 ihre Gültigkeit Deshalb sollte geprÜft werden, ob diese

ldNr süon bei Erteilung der Frcistellungsaufträge eiasst worden ist. Falls nid1t,

sollte den lnstituten noü wr dem 01.01.2016 die ldNr mitgeteilt werden. Ein neuer

Frcistellungsauftrag muss dann niüt efteilt werden.

Die steuerliüe ldNt ist audl wi*ttig für den Bezug von Kindergeld. Ab 01 01.2016

sollten die ldNrn der Kinder und die eigene ldNr beider zuständpen Familien-

kasse vorliegen, damit dE Zahlung des Kindergelds ohne Unterbreöung eiolgt.
Haben Sie Fngen zu den futikeln dieser Blizlidtt-Ausgabe oder zu anderenThemen?

Bitte spredlen Sie uns an.wi borcten Sie gern.

Grenzen der Speicherung digitali-
sierter Steuerdaten aulgrund einer
Außenprüfung
Zur Duldrf ührung einer Außenprürung
kann das Finanzamt vom Unternehmer
verlangen, dass er seine Steuerdaten auI

einem maschinell verwertbaren Daten-

träger zurVerlügung stellt. So kann der
Betriebsprüler die Daten mit speziellen

Anallseprogrammen auswerten. Diese

Programme sind in der Regel au{ Latr
tops installiert, die die BetriebsprÜfer
mil sich führen. Wenn ein solctrer Lag
top in rremde Hände geräl, besteht
die Gefahr der missbräuchlichen Ver-
wendung der Daten. Daher dürfen der
Datenzugriff und die Auswenung nur in

den Geschäftsräumen des Unterneh-
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mers oder in den Diensträumen der Fi-

nanzverwaltung stattf inden. Nach Ab'
schluss der Auß6nprüfung dürfen die
Daten nur noch in den Diensträumen
der Finanzverwaltung gespeichert bzw
aufbewahrt worden, soweit und solan-
ge sie für Zwecke des Besteuerungs-
verfahrens, z.B. bis zum Abschluss
etwaiger Rechtsbehelf sverf ahren, be-
nötigt werden. Ein Arboiten im Home-
Office kann es damit für Betriebspniler
kaum noch geben. Danlber hinaus wrd
die Finanzverwaltung ihre Pnifungsan-
ordnungen anpassen müssen.

{Ouelle: Urteil des Bundeslinanzhofs)

Betriebsaufgabe erfordert das
Erstellen einer Schluss- und einer
Aufgabebilanz
lm Fall der Betriebsaufgabe sind €ine
le?te Schlussbilanz und erne Aufgab€-
bilanz zu erstellen. Darauf weist der
Bundesfinanzhof hin.

Die Schlussbilanz dient der Ermrtt-

lung des letzten laulenden Ergebnis-
ses. Für eventuell noch drohende lnan-

spruchnahmen sind in dieser Bilanz
Rückstellungen zu bilden. ln der AuI-
gabebilanz sind ansctrließend nur noch

die veräußerten und in das Privatvermo-
gen überf ührten Winsdraftsgüter und
die verbleibenden Sdrulden mit ihrem
jeweiligen Veräußerungspreis oder gemei-

nen Wert in Ansau zu bringen. Nach Ab-

zug der Veräußerungskosten verbleibt
dann derVeräußerungsgewinn oder -ver-

lust.

Negatives Kapitalkonto eines
Kommanditisten erhöht seinen
Veräußerungsgewinn
Bei der Berechnung eines Veräuße-
rungsgewinns für einen aus der Ge-
sellschaft ausscheidenden Kommandi-
tisten ist sein negatives Kapitalkonto
zu berücksichtigen. Es kommt nicht
darauf an, aus welchen Gründen das
Kapitalkonto negativ gewordon ist. Der
Negativsaldo des Kontos ist auch dann
in die Berechnung eines Veräußerungs-
gewinns einzubeziehen, wenn der Ne-
gativsaldo auf handelsrechtlich zuläs-
sigen Ausschüttungen beruht und der
Kommanditist keine Verpllichtung hat,

d e Ausschrittung unter Umständen w,e-

der zurückzuzahlen. Eine eventuell be.
stehende Rückzahlungsverpf lichtung
mindert demgegenüber den Veräußs.
rungsgewinn. Das VeräußerungsergeF
nis stellt sich strikt als Differenz zwi-
schen dem Veräußerungspreis nach
Abzug derVeräußerungskosten und dem
Wert des Anteils am Betriebsvermögen

dar.
(Ouelle: Urteil des Bundesf inanzhofs)

Geschenke an Geschäftsfteunde
Zum Jahresende rst es üblich, Ge-
schenke an Geschäftsfreunde zu ver-
teilen. Deshalb sind für den Abzug
dieser Aufwendungen als Betriebsaus-
gaben die nachfolgenden Punkte rcn
großer Bedeutung:
r Geschenke an Geschäftsireunde
sind nur bis zu einem Wert von 35 €
netto ohne Umsatzsteuer pro Jahr und
pro Emp{ängor abzugsfähig.
r Nidrtabzi€hbare Vorsteuer (2.8. bei

Versich€rungsvertretern, Arzten) ist in

die Ermittlung der Wengrenze mit ein-

zubeziehen. ln diesen Fällen darf der
Bruttobetrag (inkluslve Umsatzsteuer)
nicht mehr als 35 € betragen.
r Es muss eine ordnungsgemäße
Redrnung vorhanden sein, aul der der
Name des EmpIängers vermerkt ist.
Bei Rechnungen mit vielen Positionen
sollte eine gesonderte Geschenkeliste
mit den Namen der Empfänge'sowie
der Art und der Betragshöhe des Ge-

sdrenks gefertigt werden.
r Schließlich müssen diese Aufwen-
dungen auf ein besonderes Konto der
Budrtührung,,Geschenke an Gesdräfts-
ireunde". getrennt von allen anderen
Kosten, gebucht werden.

Überschreitet die Wertgrenze sämt-
licher Geschenke pro Person und pro
Wituchaftsjahr den Betrag von 35 € oder
werden die formellen Voraussetzungen
nicht beachtet, sind die Geschenke an
diese Personen insgesamt nicht abzugs-

fähig.
Kranzspenden und Zugaben sind

keine Geschenke und dürfen deshalb
auch nicht auf das Konto,,Geschenke
an Gescfräftsf reunde" gebucfit werden.
ln diesen Fällen sollte ein Konto,,Kranz-
spenden und Zugaben" eingerichtet wer-
den.

Unternehmer haben bel betrieblich

veranlassten Sachzuwendungen und

Geschenken die Möglichkeit, eine Pau-

schalsteuer von 30 7o zu leisten. Um
bei hohen Sachzuwendungen eine Be-

steuerung mit dem individuellen Sieuer-

satz des Empfängers zu gewährleisten,

ist die Pauschalierung ausgeschlossen,

soweit die Aufwendungen je Empfän-
ger und Wirtschaftsjahr oder ie Einzel-

zuwendung 10.000 € Übersleigen. Die

Zuwendungen sind weiterhin aulzu-
zeichnen, auch um d ese Grenze pnifen

zu können.

Als Folge der Pauschalversteuerung
durch den Zuwendenden muss der
Empfänger die Zuwendung nicht ver-

steuern. ln einem koordinierten Länder-

erlass hat die Finanzverwaltung zur
Anwendung dieser Regelung Stellung
genommen. Danach ist u.a. Folgendes

zu beach'ten:

r Grundsätzlich ist das Wahlredtt zur
Anwendung der Pausdralierung der Ein-

kommensteuer für alle innerhalb eines
Wirtsdaftsiahres gewährten Zuwendun-
gen einheitldr auszuüben. Es ist jedod)

zulässig, die Pauschalierung jeweils ge
sondert lür Zuwendungen an Dritte
{2. B. Geschäfts{reunde und deren Ar-
beitnehmer) und an eigene Arbeitneh-
mer anzuwenden.
r Streuwerbeartikel (Sachzuwendun-
gen bis 10 €) müssen nicht in die Be
messungsgrundlage der Pausdralierung

einbezogen werden, werden also nicht
besteuert.
r Bei der Prüfung, ob Aufwendungen
für Geschenke an einen Nichtarbeit-
nehmer die Freigrenze von 35 € pro
Wirtschaftsjahr übersteigen, ist die über-
nommene Steuer nichl mit einzubezie-
hen. Die Abziehbarkeit der Pauschal-
steuer als Betriebsausgabe richtet sich
danach, ob die Aufwendungen für die
Zuwendung als Beüiebsausgabe abzieh-
bar sind.
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r Der Unternehmer muss den Zu-
wendungsempfänger darüber informie.
ren, dass er die Pauschalierung an-
wendet. Eine besondere Form ist dafür
nicht vorgeschrieben.

Der Bundesfinanzhof hat entschie-
den, dass die Vorsduift voraussetzt, dass

Zuwendungen oder Geschenke dem
Empfänger im Rahmen einer der Ein-
kommensteuer unterliegenden Einkunfts-

art zufließen. Die Norm begründet keine

weitere eigenständige Einkunftsart, son-

dern stellt lediglich eine besondere
pauschalierende Erhebungsform der
Einkommensteuer zur Wahl.

Die Pa uschali erun gsvorschriften

r erfassen nur solche betrleblich ver-
anlassten Zuwendungen, die beim
Empfänger dem Grunde nach zu ein-
kommensteuerbaren und einkommen-
steuerpflichtigen Einkünften führen und

begründen keine weitere eigenständige

Einkunftsart,
r erweitern nicht den einkommen-
steuerrechtlichen Lohnbegriff, sondern
stellen lediglich eine pauschalierende Er-

hebungsform der Einkommensteuer
zurWahl und beziehen sich auf alle Ge.

schenke an Geschäftsfreunde, und zwar

unabhängig davon, ob ihr Wert 35 €
überschreitet oder nidrt.

Nach einer Verf ügung der Oberf inanz-

direktion Frankfurt am Main müssen
bloße Auf merksamkeiten (Sachzuwen-

dungen aus Anlass eines besonderen
persönlichen Ereignisses, wie Geburts-
tag, Jubiläum) mit einem Wert bis zu

40 € (inklusive Umsatzsteuer) nicht
mehr in die Bemessungsgrundlage der
Pauschalsteuer einbezogen werden.

Wegen der Kompliziertheit der Vor-

schrift sollte in Einzelfällen der Steuer-
berater gefragt werden.

Familienkasse verlangt ab 2016
zwei ldentifikationsnummem
lm Jahr 2007 ist eine ldentifikations-
nummer (ldNr) eingeführt worden, die
inzwischen bei den meisten steuerli-
chen Angelegenheiten natürlicher Perso
nen von der Finanzverwaltung genutä
wird.

Ab 2016 ist diese ldNr auch wich-
tig für den Bezug von Kindergeld. Um
zu verhindern, dass mehrere Personen
gleichzeitig Kindergeld f ür ein Kind be-
ziehen, müssen Kindergeldberechtigte
ihre eigene ldNr und die des Kindes/der
Kinder der zuständigen Familienkasse
mitteilen.

Hinweis
Es bietet sich an, die entsprechen-
den ldNrn den Familienkassen schon

vor dem 01.01.2016 mitzuteilen, da-

mit die Kindergeldzahlungen nicht
eingestellt werden. Die eigene ldNr
frndet man im Einkommensteuer-
bescheid oder in der Lohnsteuerbe-
scheinigung. Falls die eigene ldNr
und/oder die des Kindes/der Kinder

nicht bekannt sind, kann man die-

se über ein Eingabe{ormular unter
wrryw.bzst.de erneut anfordern. Bei

fehlendem lnternetzugang geht dies

auch telefonisch über die Hotline
0228 4081240. Die Bearbeitungs-
dauer beträgt etwa vierWochen.

Veränderungen bei der Gültig-
keit von Freistellungsautträgen
nach dem 1. Januar 2016

Seit dem 01.01.201 1 können Frei-
stellungsaufträge nur unter Abgabe

der Steueridentlf ikationsnummer des

Steuerzahlers und ggf. seiner Ehe-
partnerin geändert oder neu erteilt
werden.

Durch Anderung des Einkom-
mensteuergesetzes verlieren be-
stehende Freistellungsaufträge ohne
gültige steuerliche ldentifikations-
nummer (ldNr) ab 01 .01 .2016 ihre

Gültigkeit. Es ist darauf zu achten,
dass Freistellungsaufträge, die f ür
einen unbefristeten Zeitraum erteilt
wurden, zum 0l .01 .2016 ungültig
werden, wenn diesen keine ldNr
zugeordnet wird. Es muss kein neuer
Freistellungsauft rag erteilt werden.
Es reicht aus, wenn dem lnstitut,
bei dem der Freistellungsauftrag vor-

liegt,vor Beginn des Jahres 2016
die ldNr mitgeteilt wird.

Hinweis
Es sollte gleichzeitig geprüft werden,

ob die Höhe der freigestellten Be-

träge noch in Ordnung ist.

Behandlung von Aufwendungen
f ür Arbeitnehmer bei Betriebsveran-
staltungen
Zuwendungen des Arbeitgebers an die

Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltun-
gen gehören als Leistungen im ganz

überwiegenden betrieblichen lnteres-
se des Arbeitgebers nicht zum Aöeits-
lohn,wenn es sich um herkömmliche
(übliche) Betriebsveranstaltungen und

um bei diesen Veranstaltungen übliche

Zuwendungen handelt. Ubliche Zuwen-
dungen bei einer Betriebsveranstaltung

sind insbesondere Aufwendungen fÜr

den äußeren Rahmen (2. B. für Räume,

Musik, Kegelbahn, für künstlerische und

artistische Darbietungen), wenn die
Darbietungen nicht der wesentliche
Zweck der Betriebsveranstaltung sind.

Der Gesetzgeber hat die bisherige

Verwaltungsauffassung zum 01.01.201 5

durch einen neuenTatbestand im Ein-

kommensteuergesetz ersetzt. Dabei

wurde die Bemessungsgrundlage
deutlich verbreitert, der seit 1993 un-
veränderte Wert von 110 € (damals

200 DM) aber nicht erhöht. Allerdings
machte er auch aus der bisherigen Frei-

grenze einen Freibetrag.

Seit dem 01.01.2015 gilt Folgendes:
r Eine Betriebsveranstaltung liegt vor,

wenn es sich um eine Veranstaltung
auf betrieblicher Ebene mit gesell-
schaft lichem Charakter handelt.
r Die Veranstaltung muss allen Ange-
hörigen des Betriebs, eines Teilbetriebs
oder einer in sich geschlossenen be-
trieblichen Organisationseinheit (2. B. ei-

ner Abteilung) offen stehen.
r Zuwendungen im Rahmen einer Be-

triebsveranstaltung sind alle Aufwen-
dungen des Arbeitgebers inklusive Urn-
satzsteuer, und zwar unabhängig davon,

ob sie einzelnen Arbeitnehmern indivi-
duell zurechenbar sind oder es sich um

g
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einen rechnerischen Anteilan den Kos-

ten der Betriebsveranstaltung handeh,

die der Arbeitgeber gegenüber Dritten
für den äußeren Rahmen der Betriebs-
veranstaltung aufwendet.
r Soweit solche Zuwendungen den
Betrag von 110 € je Betriebsveranstal-
lung und teilnehmenden Arbeitnehmer
nicht übersteigen, bleiben sie beim Ar-

beitnehmer (wegen des Freibetrags)
steuerlich unborücksicfrtigt.
r Zuwendungen bis 1'10 € bleiben
steuerfrer, soweit ein Arbeitnehmer an

nicht mehr als zwei Betriebsveranstal-
tungen pro Jahr teilnimmt. Übersteigen

die Kosten für eine von zwei Betriebs-
veranstaltungen den Freibetrag von 110 €

und/oder nimmt ein Arbeitnehmer an

weiteren Betriebsveranstaltungen teil,
sind die insoweit anlallenden zusätz-
lichen Kosten steuerpf licirtig.

Der Arbeitgeber kann diesen Ar-
beitslohn pauschal yerstBUern. Dres gih

allerdings nur dann, wenn die Teil-
nahme an der Veranstaltung allen Ar-

beitnehmern offen stand,
Bei den Veranstaltungen sollte noch

beactrlet werden, dass Geldgeschenke,

die kein zweckgebundenes Zehrgeld
sind, nicht der Pauschalierungsmög-
liükeit unterliegen und voll versteuert
werden müssen.

Mindestlohn - Anrechnung von zu-
sätzlichem Urlaubsgeld und Berech-
nung von Nachtarbeitszuschlägen
Ein zusätzliches Urlaubsgeld ist nicht
auf den Mindestlohnanspruch anre-
chenbar. Entscheidend Iür die Anrech-
nung ist, ob die Leistung ihrem Zweck
nach die normale Arbeitsleistung des
Arbeitnehmers entgelten soll. Das zu-
sätzlche Urlaubsgeld dient der Kom-
pensation von Ausgaben, die während
der Erholung im Urlaub entstehen und
unterstüta damit die Wiederherstel-
lung und den Erhalt der Arbeitslähig-
keit des Arbeitnehmers. Es ist nicht als
Vergütung der Normalleistung zu be-
tradrten.

Die Berechnung eines dem Arbeit-
nehmer nadr einem Manteltarifvertrag
zustehenden Nadrtarbeitszuschlags hat

aul der Grundlage des Mindestlohns
zu erfolgen. Das folgt hier zum einen

aus dem Taritvertrag, nach dem die
Grundlage rür die Berechnung der
Stundonverdienst ist, zum anderen aus

dem Arbeitszeitgesetz, nac}l dem der
Arbeitnehmer für währond der Nacht-
zeit geleistete Arbeitsstunden einen
Anspruch auf einen angemessenen Zu-

sdrlag au, das ihm zustehende Brutto-
arbeitsentgelt hat.
(Ouelle: Urteil des Arbeitsgericirts Baut-

zen)

Mieter müssen Einbau neuer
Rauchwammelder auch bei vorheriger
Selbstausstattung dulden
Der Bundesgerichtshof hatte in zwei
Verfahren die Frage zu entscheiden, ob
ein Mieter den Einbau von Rauchmel-
dem auch dann zu dulden hat, wenn er
die Wohnung zuvor sci'lon selbst nit €i-
genen Raudrmeldern ausgestattet hat.

@ @

ln den vom Geridrt entschiedenen
Fällen beabsichtigten die Vermieter, die
Wohnungen einheitlch mit Raucfivr'arn-

meldern auszustatten und warten zu
lassen. Die M eter lehnten den Einbau
jeweils mit dem Hinweis ab, dass sre

bereits eigene Bauchwarnmelder ange-

bracht hätten. Nad) Auffassung der Ridr
ter handelt es sich bei den geplanten

Maßnahmen um baulicfte Veränderun-
gen. die zu einer nachhaltigen Erhö-

hung des Gebrauchswerts und zu einer

dauerhatten Verbesserung der allge-

meinen Wohnverhältnisse führen und

deshalb von den Mretern zu dulden
sind. Durdr den Einbau und die spät+
re Wartung der Rauchwarnmelder wird

ein hohes Maß an Sicherheit gewähr-

leistet, das zu einer nachhaltigen Ver-

besserung auch im Vergleich zu dem
Zustand Iührt, der bereits durch den

Einbau der vom Mieter selbst ausge-

wählten Rauchwarnmelder erreidlt ist.

Einkünft eerzielungsabsicht bei
Vermietung undVerpachtung
Miewerträge unter nahestehenden PeF

sonen sind dann nidrt der Besteuerung

zu Grunde zu legen, wenn die Gestal-

tung od€r die tatsäcilidre DurchIÜhrung

einem Fremdvergleidr nicht standhalten.

Eine maßgebl che Rolle spielt dabei, ob

die wirtschaftlidren lnteressen der Ver-

tragsparteien gleichwertig gegenÜber

stehen oder ob sie durch die persönli

chen Beziehungen zueinander wesent-
lich beeinflusst werden.

Ein Mietvertrag ist ein Scheinge-
schäft, wenn die Folgerungen aus ei-
nem solchem Vertrag bewusst nicht
gezogen werden. Dies ist z.B. dann
der Fall, wenn der Mieter wirtschaftlich
nicht in der Lage ist, die Miete aufzu-
bringen.
(Ouelle: Urteil des Bundesf inanzhols)
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